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INTERPELLATION von Willy Germann (CVP, Winterthur) Johannes Zollinger (EVP, Wä-
denswil) und Robert Brunner (Grüne, Steinmaur) 

 
betreffend Stossende Mehrwertsteuerpraxis beim öffentlichen Verkehr  
________________________________________________________________________ 
 
 
Investitionen und Betrieb des öffentlichen Verkehrs werden in der Schweiz - im Gegensatz 
zu Schwesterbetrieben in andern europäischen Ländern - mit dem vollen Mehrwertsteuer-
satz belastet. Die Mehrwertsteuer kommt allein dem Bund zu, während die Subventionen an 
die öffentlichen Transportunternehmen vorwiegend von den Kantonen und Gemeinden ge-
leistet werden. 
Laut NZZ vom 15. Januar 2007 müssen von den 580 Mio. Franken, die der Kanton für die 
Durchmesserlinie aufbringt, rund 44 Mio. Franken an die eidgenössische Steuerverwaltung 
abgeliefert werden (Berechnung LITRA). 
Angesichts des NFA, der die überregionalen Lasten des Kantons Zürich zuwenig gewich-
tet, ist eine Mehrwertsteuerpraxis ohne vollen Vorsteuerabzug für den öffentlichen Verkehr 
stossend. Ähnliche Probleme stellen sich bei andern Infrastrukturleistungen des Kantons.  
Ein Bundesgerichtsentscheid stellte die Praxis der Eidgenössischen Steuerverwaltung be-
züglich des Vorsteuerabzugs bei öffentlichen Unternehmen in Frage. 
 
 
Wir fragen deshalb die Regierung an: 
 
1. Wie viel betrugen die Mehrwertsteuern des öffentlichen Verkehrs im Kanton Zürich in 

den letzten vier Jahren? Wie viel hätten sie betragen ohne Kürzung des Vorsteuerab-
zugs, insbesondere bei den Abgeltungen (betrieblichen Beiträgen) und den Investitio-
nen?  

 
2. Mit welchen Beträgen an den Bund ist ohne und mit Kürzung des Vorsteuerabzugs bei 

künftigen Projekten zu rechnen, z.B. im Agglomerationsverkehr (Infrastrukturfond u.a.)?  
 
3. Wie interpretiert der Regierungsrat den Bundesgerichtsentscheid betr. Vorsteuerrücker-

stattung?  
 
4. Was unternimmt die Regierung, damit die «Subventionierung des Bundes» mit dieser 

neuen «Taxe occulte» aufhört? Schlägt sie den Rechtsmittelweg ein? Oder drängt sie 
auf eine Änderung im Mehrwertsteuergesetz, deren Entwurf noch diesen Monat in die 
Vernehmlassung gehen soll? 
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